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Die Rolle der multinationalen Unternehmen 
in der neuen Weltwirtschaftsordnung

WELTWIRTSCHAFT

Rolf Jungnickel, Georg Koopmann, Hamburg

Im Zusammenhang mit der neuen Weltwirtschaftsordnung wird von den Entwicklungsländern immer 
häufiger der Wunsch nach einer stärkeren Kontrolle der multinationalen Unternehmen vorgetragen. 
Wie sollte ein Verhaltenskodex für multinationale Unternehmen aussehen?

Seit einiger Zeit wird in den internationalen In­
stitutionen die Errichtung einer neuen Welt­

wirtschaftsordnung intensiv beraten. Dabei sehen 
sich die Industrieländer mit Forderungen konfron­
tiert, die auf eine einschneidende Umverteilung 
von Wohlstand und Einkommen zugunsten der 
Entwicklungsländer und auf eine grundlegende 
Umgestaltung der überkommenen internationalen 
Arbeitsteilung abzielen. So will die Dritte Welt 
ihren Anteil an der Industrieproduktion bis zum 
Jahre 2000 von gegenwärtig 7 auf 25 %  erhöhen.

Um dieses Ziel zu erreichen, soll die alte, auf dem 
Marktmechanismus beruhende Ordnung der inter­
nationalen Wirtschaftsbeziehungen durch eine 
neue ersetzt werden, die in wesentlich stärkerem 
Maße auf direkt regulierende Eingriffe in die welt­
wirtschaftliche Produktionsstruktur zurückgreift1). 
Diese Hinwendung zum weltwirtschaftlichen Diri­
gismus zeigt sich auch in der Rolle, die den multi­
nationalen Unternehmen zugewiesen wird.

Forderung nach Kontrollen

Inhaltlich bestehen allerdings erhebliche Unter­
schiede zwischen den verschiedenen Resolutio­

Rolf Jungnickel, 32, Dipl.-Volkswirt, und 
Georg Koopmann, 29, Dipl.-Volkswirt, sind 
Referenten in der Abteilung Außenwirtschaft 
und Integrationspolitik des HWWA-Institut 
für Wirtschaftsforschung-Hamburg. Sie be­
fassen sich vor allem mit dem Gebiet der 
multinationalen Unternehmen.

nen, die bisher verabschiedet worden sind. So 
spricht die im Februar 1975 verkündete Deklara­
tion der Rohstoffkonferenz von Dakar noch gene­
rell von der „anarchischen Ausbeutung“ der Ent­
wicklungsländer durch die multinationalen Unter­
nehmen und sieht in ihnen eine wesentliche Ur­
sache für die Instabilität des Weltwährungs­
systems und die daraus entstehenden Nachteile 
für die Dritte Welt. Ebenso wird in der von der 
6. UN-Sondergeneralversammlung verabschiede­
ten „Erklärung zur Errichtung einer neuen Welt­
wirtschaftsordnung“ und von der zweiten UNIDO- 
Konferenz die Forderung auf Nationalisierung 
ausländischer Unternehmen ausschließlich nach 
nationalem Recht erhoben, d. h. unter Ausschluß 
völkerrechtlicher Bestimmungen. Schließlich stellt 
die Kontrolle multinationaler Unternehmen einen 
von zehn Hauptpunkten des von der 6. UN- 
Sondergeneralversammlung verabschiedeten „Ak­
tionsprogramms“ dar. Es geht den Entwicklungs­
ländern dabei um die Entwicklung eines Verhal­
tenskodex, mit dem erreicht werden soll, daß

ö  keine Einmischung in die inneren Angelegen­
heiten des jeweiligen Gastlandes erfolgt;

□  restriktive Praktiken —  vor allem im Außen­
handel —  ausgeschaltet werden, wobei auch be­
reits bestehende Vereinbarungen revidiert werden 
können;

')  Vgl. A. L e m p e r :  Die „a lte “ und d ie  „neue" Ordnung, in: 
WIRTSCHAFTSDIENST, 55. Jg. (1975), H. 5, S. 235 ff. Zu den w ich­
tigsten  Dokumenten im  Zusam m enhang m it der neuen W e ltw irt­
schaftsordnung siehe d ie  Zusam m enstellungen in BM Z: M ateria­
lien zur E n tw ick lungspo litik , Nr. 45, 49 und 51, sow ie den zweiten 
Bericht zur E n tw ick lungspo litik  der Bundesregierung vom Novem­
ber 1975, Anlage 6 -8 .
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G  die Übertragung von Technologie und Manage­
mentwissen zu günstigen Bedingungen gesichert 
wird;
G  die Reinvestition von Gewinnen gefördert und 
der Gewinntransfer aus Entwicklungsländern „ge­
regelt“ wird.

Gemäßigtere Haltung

In der Entschließung der 7. UN-Sondergeneralver- 
sammlung, die im Konsens zwischen Industrie- 
und Entwicklungsländern angenommen worden 
ist, kommt generell eine gemäßigtere Haltung 
gegenüber den multinationalen Unternehmen zum 
Ausdruck. Forderungen nach verstärkter Kontrolle 
sind nur noch in der allgemeinen Form eines Ver­
weises auf frühere UN-Resolutionen enthalten. 
Weiterhin werden, die Industrieländer aufgefor­
dert, private Investitionen, die der technologi­
schen und industriellen Entwicklung der Entwick­
lungsländer dienen, zu fördern.

Der Wunsch nach einer stärkeren Kontrolle der 
multinationalen Unternehmen ist angesichts der

VDEW
Betriebsstatistik 1974
DIN A4, 468 Seiten, DM 257,-
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gung und -Versorgung in der Bundesrepublik 
einschließlich Berlin (West).

Im tabellarischen Teil I Leistung und Arbeit ist der 
Firmenname des Unternehmens, der Sitz seiner 
Verwaltung und die Unternehmensform, die über 
die Kapitalbeteiligung Auskunft gibt, ausgewiesen.

Der Teil II Betriebsmittel enthält die einzelnen 
Kraftwerke der Unternehmen.

Die Gesamtergebnisse fassen die Einzelangaben 
der Unternehmen In übersichtlichen Tabellen und 
mehrfarbigen graphischen Darstellungen zu­
sammen.

Zu beziehen durch den Buchhandel oder direkt bei

Verlags- und Wirtschaftsgesellschaft 
der Elektrizitätswerke mbH —  VWEW 
6000 Frankfurt/Main 70 
Stresemannallee 23 • Telefon 61 03 21

nicht von der Hand zu weisenden Fälle wirtschaft­
licher Ausbeutung und politischer Bevormundung 
verständlich und auch berechtigt, da die multi­
nationalen Unternehmen und die Entwicklungs­
länder unterschiedliche Interessen verfolgen. Eine 
Steuerung der multinationalen Unternehmen ist 
daher notwendig, um den entwicklungspolitischen 
Nutzen ihrer Tätigkeit zu erhöhen.

Die Entwicklungsländer scheinen jedoch von der 
Vorstellung auszugehen, daß sie selbst oder auf 
ihre Veranlassung die Regierungen der Industrie­
länder den Transfer von Kapital, Technologie, 
Management und Marketing-Know-how im Rah­
men multinationaler Unternehmen durch entspre­
chende Beschlüsse beliebig herbeiführen können. 
Dabei überschätzen sie die Einflußmöglichkeiten 
der Regierungen in den marktwirtschaftlich orien­
tierten westlichen Industrieländern und verkennen 
den privatwirtschaftlichen Charakter der multi­
nationalen Unternehmen, die nicht als Entwick­
lungshilfeinstitution angetreten sind, sondern min­
destens auf längere Sicht Gewinne erzielen wol­
len. Damit gefährden die Entwicklungsländer auch 
das von ihnen selbst gesetzte Ziel einer stärkeren 
Industrialisierung, zu dem die multinationalen 
Unternehmen einen wesentlichen Beitrag leisten 
können.

Beitrag zur Industrialisierung

Angesichts der Ressourcenknappheit in den Ent­
wicklungsländern wäre der Aufbau neuer Indu­
strien ohne die Mitwirkung der multinationalen 
Unternehmen nur beschränkt und unter hohen 
Alternativkosten möglich. Denn die von ihnen als 
Faktorpaket übertragenen Leistungen müßten ein­
zeln von anderen Quellen bezogen werden. Dies 
dürfte sich in der Praxis vielfach als unmöglich 
oder wesentlich kostspieliger erweisen. Auf kei­
nen Fall kann davon ausgegangen werden, daß 
öffentliche Entwicklungshilfe in der Lage ist, die 
von den multinationalen Unternehmen wahrzu­
nehmenden Funktionen vollständig zu über­
nehmen.

Die Nutzung der Aktivitäten multinationaler Unter­
nehmen für den Industrialisierungsprozeß bedeu­
tet nicht unbedingt, daß nationales Kapital und 
Management ausgeschlossen bleiben. Vielmehr ist 
eine zunehmende Bereitschaft der Unternehmen 
zu erkennen, in Form von joint-ventures zu in­
vestieren, d. h. einheimische Partner am Unter­
nehmen zu beteiligen. In mehreren Ländern, wie 
z. B. in Staaten des Andenpaktes, sind vielfach 
auch „fade-out-joint-ventures“ gegründet worden, 
bei denen die multinationalen Unternehmen nach 
einem bestimmten Zeitplan Kapital und Manage­
ment schrittweise in einheimische Hände über­
führen.

sa
H
£3
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Joint-ventures mit nationalen Unternehmen wer­
den von seiten der multinationalen Unternehmen 
am ehesten bei binnenmarktorientierten Investi­
tionen (einschließlich solcher, die zur Versorgung 
von Integrationsräumen konzipiert sind) einge­
gangen, die nur eine vergleichsweise geringe 
Leistungsverflechtung mit den im Ausland gelege­
nen Konzernteilen aufweisen. Soweit die Produk­
tion aber auf den Weltmarkt orientiert ist oder 
spezielle Vorleistungen für ausländische Konzern- 
teile hergestellt werden, ist es wichtig, daß den 
multinationalen Unternehmen angesichts der not­
wendigen Koordinierung ihrer weltweiten Interes­
sen mindestens faktisch eine maßgebliche Kon­
trolle belassen wird.

Vorteile gegenüber Alternativen

Gerade die weltweiten Interessen sind es denn 
auch, die die multinationalen Unternehmen in 
einem besonderen Maße geeignet erscheinen las­
sen, exportorientierte Industrien in Entwicklungs­
ländern aufzubauen und damit deren Integration 
in die internationale Arbeitsteilung zu verbessern. 
Das bei den multinationalen Unternehmen kon­
zentrierte produktionstechnische Know-how und 
ihr umfassendes Vertriebsnetz geben ihnen einen 
Vorteil gegenüber alternativen Möglichkeiten, und 
zwar vor allem bei der Errichtung von arbeits­
intensiven Industrien, aber auch bei der Rohstoff­
veredelung und damit bei der Realisierung einer 
wesentlichen Forderung im Zusammenhang mit 
der neuen Weltwirtschaftsordnung.

Auch für die Verbesserung des technologischen 
Niveaus in Entwicklungsländern, d. h. für den 
Technologietransfer, können die multinationalen 
Unternehmen einen wesentlichen Beitrag leisten. 
Denn die Masse des technologischen Know-how 
ist in den Marktwirtschaften bei den privaten Un­
ternehmen konzentriert. Vielfach ist es gerade die 
Technologie der multinationalen Unternehmen, 
auf die sich ihre starke Wettbewerbsposition grün­
det2). Bedingung für einen kontinuierlichen Tech­
nologietransfer im Rahmen der multinationalen 
Unternehmen ist daher eine möglichst weitge­
hende Kontrolle über die Verwendung der Tech­
nologie. Ebenso muß auf mittlere Sicht ein „an­
gemessenes“ und transferierbares Entgelt ge­
sichert sein. Beides müßte in dem angestrebten 
Verhaltenskodex für den Technologietransfer be­
rücksichtigt werden. Dies schließt nicht aus, daß 
die Entwicklungsländer den Technologietransfer 
überwachen, um die Übertragung „falscher“ Tech­
nologien und überhöhte Kosten zu verhindern.

2) Zur Frage der spezie llen  V orte ile  m u ltin a tio na ler Unternehmen 
gegenüber der je w e ilige n  einheim ischen Konkurrenz und gegen­
über anderen MU vg l. G. K o o p m a n n :  Warum g ib t es m u lti­
nationale Unternehmen?, in : D. K e b s c h u l l ,  O.  G.  M a y e r  
(Hrsg.): M u ltinationa le  Unternehm en —  Anfang oder Ende der 
Weltwirtschaft?, Frankfurt 1974, S. 41 f.

Offensichtlich haben die Aktivitäten der multi­
nationalen Unternehmen in der Vergangenheit 
nicht immer die aufgezeigten positiven Ergebnisse 
gebracht. Die Entwicklungsländer führen dies vor 
allem auf die Verhaltensweisen der multinationa­
len Unternehmen und die sie unterstützende Poli­
tik der Industrieländer zurück. Diese Auffassung 
kommt auch in den verschiedenen Resolutionen 
zur Errichtung einer neuen Weltwirtschaftsord­
nung zum Ausdruck.

Fehlentwicklungen in der Vergangenheit

Übergangen wird dabei jedoch der Tatbestand, 
daß die Entwicklungsländer häufig selbst die auf­
getretenen Fehlentwicklungen begünstigt haben. 
Vielfach haben sie überhaupt keine zielgerichtete 
Politik gegenüber dem Auslandskapital betrieben, 
oder aber korrupte Regierungen haben Ziele ver­
folgt, die nicht den gesamtwirtschaftlichen Not­
wendigkeiten entsprachen. Hinzu kommt, daß eine 
überzogene Politik der Importsubstitutionen nicht 
selten zu unwirtschaftlichen und entwicklungspoli­
tisch entbehrlichen oder sogar schädlichen Pro­
duktionen geführt hat, die unter dem Schutz hoher 
Zollmauern dennoch beträchtliche Gewinne für 
den Investor abwarfen.

Aus diesen Gründen bestehen noch wesentliche 
Verbesserungsmöglichkeiten im Hinblick auf die 
Ausgestaltung einer konsistenten Politik der Ent­
wicklungsländer gegenüber den multinationalen 
Unternehmen. Die Entwicklung von Leitlinien für 
solch eine Politik wäre eine sinnvolle und not­
wendige Aufgabe von Aktionsprogrammen im 
Rahmen der Vereinten Nationen gewesen.

Eine entwicklungspolitisch ausgerichtete Steue­
rung der multinationalen Unternehmen kann ihr 
Ziel —  eine Verbesserung der Nutzen-Kosten-Re- 
lation zugunsten der Entwicklungsländer —  nur 
erreichen, wenn sie

G  vom privatwirtschaftlichen Charakter der multi­
nationalen Unternehmen, d. h. von ihrem Gewinn- 
und Wachstumsstreben, ausgeht und

□  gezielt die speziellen Fähigkeiten der multi­
nationalen Unternehmen ausnutzt, wirtschaftliche 
Tätigkeiten in verschiedenen Ländern kostenspa­
rend zu koordinieren.

Verbesserungen für die Zukunft

Die konkrete Ausgestaltung dieser Politik muß 
vor allem drei Gesichtspunkten gerecht werden: 
Erstens müssen die „Spielregeln“ für die Tätig­
keit multinationaler Unternehmen eindeutig und 
auf längere Sicht verbindlich sein. Dazu gehören

□  die Definition und die Rangordnung der Krite­
rien, die zur Beurteilung eines Investitionsprojek-
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tes herangezogen werden (Beschäftigungseffekt, 
Zahlungsbilanzwirkungen usw.);

□  die Festlegung der Bereiche, in denen auslän­
dische Investitionen unerwünscht sind;

□  Regeln für die nationale Beteiligung an aus­
ländischen, Unternehmen;

□  Bestimmungen über Gewinntransfer, Kapital­
repatriierung, lokale Kreditaufnahme, Import von 
Vorleistungen usw.

Klare und dauerhafte Regeln dieser Art üben 
einen maßgeblichen positiven Einfluß auf die In­
vestitionsneigung aus und verstärken gleichzeitig 
die Verhandlungsposition der Entwicklungsländer. 
Denn ausländische Investoren sind eher bereit, 
Restriktionen hinzunehmen und ihre Verhaltens­
weisen zu ändern, wenn sie konstante institutio­
nelle Rahmenbedingungen antreffen.

Im Zusammenhang mit der Notwendigkeit, klare 
Regeln für die Investitionen der multinationalen 
Unternehmen festzusetzen, kommt auch den Be­
dingungen, zu denen eine Verstaatlichung erfol­
gen kann, eine zentrale Bedeutung zu. Auf diesem 
Gebiet ist ein wichtiger Schritt der Entwicklungs­
länder darin zu sehen, daß sie auf der 7. UN-Son- 
dergeneralversammlung nicht mehr die Forderung 
nach einem Recht auf Nationalisierung ohne Be­
rücksichtigung des Völkerrechts erhoben haben. 
Zwar haben die Nationalisierungsprobleme ge­
rade in den wichtigsten Investitionsländern der 
Dritten Welt bisher keine wesentliche Rolle ge­
sp ie lt3), und auch über die Beachtung des Völker­
rechts werden im Einzelfall von seiten der betrof­
fenen multinationalen Unternehmen sicher viel­
fach andere Ansichten vertreten als von den je­
weiligen Gastländern. Dennoch dürfte eine allge­
meine Tendenz zur nationalen —  und damit mög­
licherweise willkürlichen —  Festsetzung der Ent­
schädigung im Falle von Enteignungen starke Ein­
schränkungen der Investitionen gerade in den 
politisch am wenigsten stabilen Ländern zur Folge 
haben.

Zweitens sollte die Steuerung der multinationalen 
Unternehmen flexibel gehandhabt werden. So 
lassen sich z. B. joint-ventures mit nationalen 
Firmen um so schwerer durchsetzen, je stärker 
die ausländischen Niederlassungen in eine welt­
weite konzerninterne Arbeitsteilung integriert sind 
(z. B. Vor- oder Zwischenprodukte für andere 
Konzernbetriebe hersteilen). Ähnliches gilt auch 
für die Forderung nach einem möglichst hohen 
nationalen Fertigungsanteil: Exportorientierte In­
vestitionsprojekte sind, um international wettbe­
werbsfähig zu bleiben, in der Regel in einem er­
heblich stärkeren Maße auf ausländische Zuliefe­

3) Vg l. dazu U nited N ations: Perm anent Sovere ign ty over N ational 
Resources, Report to  the Secretary General, A/9716, 20. Sept. 1974, 
Annex, S. 1 ff.
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rungen angewiesen als Unternehmen, die sich 
weitgehend auf den Binnenmarkt des Anlagelan­
des beschränken. Eine rationale Politik gegenüber 
den multinationalen Unternehmen, die auf eine 
Erhöhung der Investitionen und eine Steigerung 
des Nutzens gerichtet ist, den die Entwicklungs­
länder daraus ziehen, sollte derartige Unter­
schiede berücksichtigen.

Forderungen an die Wirtschaftspolitik

Eine weitere wichtige Voraussetzung für einen 
effizienten Einsatz multinationaler Unternehmen 
im Entwicklungsprozeß ist drittens eine kontinu­
ierliche allgemeine Wirtschaftspolitik, die die ent­
wicklungspolitischen Prioritäten deutlich macht, 
eine Ausweitung der Märkte begünstigt und bes­
sere Produktionsbedingungen schafft. Die Einfü­
gung in den Rahmen der nationalen Entwicklungs­
pläne, wie sie in den verschiedenen Resolutionen 
immer wieder gefordert wird, wird den multinatio­
nalen Unternehmen um so leichter fallen, je kon­
sequenter die Planung durchgeführt wird. Weiter 
hängt die Bereitschaft multinationaler Unterneh­
men, in Entwicklungsländern erzielte Gewinne 
dort zu reinvestieren sowie neues Kapital und 
Technologie einzubringen, entscheidend von ihren 
Erwartungen für die Entwicklung der Märkte ab. 
Dies geht aus verschiedenen Untersuchungen 
über die Motive für Investitionen in Entwicklungs­
ländern eindeutig hervor.

Die Verteilung der Investitionen auf die verschie­
denen Länder zeigt zudem eine deutliche Präfe­
renz der Investoren für die größeren und dyna­
mischen Märkte. Eine Politik, die auf eine Auswei­
tung der Märkte gerichtet ist, fördert daher gleich­
zeitig die Investitionsneigung und die Integration 
der ausländischen Unternehmen in die nationale 
Wirtschaft. Dabei erhalten Bestrebungen, die wirt­
schaftliche Integration zwischen Entwicklungslän­
dern auf regionaler und subregionaler Ebene zu 
verstärken, eine zunehmende Bedeutung. Insbe­
sondere die kleinen und am wenigsten entwickel­
ten Entwicklungsländer können eine wesentliche 
Ausdehnung der Märkte nur durch engere Koope­
ration erreichen.

Gleichzeitig kommt es darauf an, die Produktions­
bedingungen zu verbessern, d. h. vor allem ge­
zielte Infrastrukturmaßnahmen zu treffen. Wenn 
ausländische Unternehmen in Entwicklungslän­
dern nur die letzten Fertigungsstufen durchführen 
oder lediglich Montagestätten errichten, so ist 
dies häufig auf eine unzureichende infrastruktu­
relle Ausstattung des Anlagelandes zurückzufüh­
ren. Aus eigener Kraft können die Entwicklungs­
länder hier nur begrenzt Abhilfe schaffen. Sie sind 
daher gerade auch in dieser Hinsicht auf eine 
aktive Unterstützung durch öffentliche und private

Entwicklungshilfeinstitutionen angewiesen —  ein 
Punkt, der auch in den UN-Resolutionen beson­
ders hervorgehoben wird.

Die Regierungen der Stammländer multinationaler 
Unternehmen sollten darüber hinaus geeignete 
Maßnahmen treffen, die private Investitionen in 
unterentwickelten Ländern begünstigen. Dabei 
sollten sie auch die am wenigsten entwickelten 
Länder berücksichtigen und das Ausmaß der För­
derung am entwicklungspolitischen Nutzen des 
Investitionsprojektes orientieren. Die Entwick­
lungsländer müssen ihrerseits akzeptieren, daß 
in einer marktwirtschaftlich geprägten Wirtschafts­
ordnung die Regierungen der Stammländer der 
multinationalen Unternehmen nicht diktieren kön­
nen, welche Unternehmen in welchen Ländern ln 
welchem Umfang und mit welcher Technologie in­
vestieren sollen.

Ausgangspunkte eines Verhaitenskodex

Bei diesen Forderungen handelt es sich um Aus­
gangspunkte für die Entwicklung von Verhaltens- 
kodices für multinationale Unternehmen und den 
Technologietransfer. Ein derartiger Verhaltens­
kodex für Regierungen und Unternehmen sollte 
jedoch nicht zur Errichtung einer internationalen 
Bürokratie führen, die bei der Behandlung kon­
kreter Streitfälle ohnehin an den Souveränitäts­
ansprüchen der betroffenen Staaten ihre Grenzen 
finden würde. Aus diesem Grunde hätte er sich 
auf die Formulierung allgemeiner Grundsätze zu 
beschränken; dennoch könnte er die Bereitschaft 
zu einer wechselseitigen Anpassung der Verhal­
tensweisen fördern und damit bessere Voraus­
setzungen für einen Interessenausgleich schaffen.

Ein Verhaltenskodex kann aber kein Ersatz für 
eine nationale Politik gegenüber den multinatio­
nalen Unternehmen sein. Die konkrete Ausgestal­
tung und Durchführung der Maßnahmen muß Auf­
gabe der Entwicklungsländer selbst sein. Eine 
rationale Politik setzt jedoch umfassende Informa­
tionen über Verhaltensweisen und Alternativen zu 
den multinationalen Unternehmen voraus. In die­
ser Hinsicht können das kürzlich bei den Verein­
ten Nationen eingerichtete Informationszentrum 
über multinationale Unternehmen sowie das ge­
plante Informationssystem über den Technologie­
transfer eine wichtige Funktion übernehmen. 
Wenn die Entwicklungsländer gleichzeitig für ein 
Investitionsklima sorgen, das das Risiko und die 
Unsicherheit in tragbaren Grenzen hält und Spiel­
raum für unternehmerische Entscheidungen offen­
läßt, können multinationale Unternehmen einen 
wesentlichen Beitrag zu einer besseren Einord­
nung der Entwicklungsländer in die internationale 
Arbeitsteilung leisten.
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